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rungen für notwendige Einschränkungen seiner Rechte und Pf l ich­

ten ergeben, so daß entsprechend dem skizzierten Beispiel  die 

Bestät igung als Auslands- bzw, Reisekader aufgehoben werden 

muß. An solche Entscheidungen sind hohe Maßstäbe anzulegen, 

da ungerechtfert igte Eingri f fe in die Rechte und Pf l ichten 

von Bürgern das Vertrauen dieser Bürger zum sozial ist ischen 

Staat zumeist zut iefst  erschüttern und negat ive Auswirkungen 

auf die weitere Integrat ion und Stel lung dieser Bürger in der 

sozial ist ischen Gesel lschaft  haben können.

2.4.2.2. Strafprozessuale Verdachtshinweisprüfungen im Er­

gebnis von Festnahmen auf fr ischer Tat

Wie die empir ischen Untersuchungen belegen, kommen ca. 15 % 

der von den Untersuchungsorganen des MfS durchgeführten straf­

prozessualen Verdachtshinweisprüfungsn im Ergebnis von Fest­

nahmen auf fr ischer Tat zustande. Dabei beziehen sich dieser 

Antei l  und die folgenden Darlegungen nicht auf Festnahmen, die 

im Rahmen der Abschlußvariante eines Operat iven Vorganges ge­

stal tet  oder genutzt werden.

In Abgrenzung zu den Sicherungsmaßnahmen Zuführung zur Ver- 

dächt igenbefragung gemäß § 95 (2) StPO (§ 97 (1) des neuen 

Entwurfs) und Zuführung zur Klärung eines die öffent l iche 

Ordnung und Sicherheit  erhebl ich gefährdenden Sachverhalts 

gemäß § 12 (2) VP-Gesetz werden Festnahmen auf fr ischer Tat 

gemäß § 125 (1) StPO in der Untersuchungsarbeit  des MfS insbe­

sondere dann zu real is ieren sein, wenn der mutmaßl iche Täter 

aktuel l  bei  einem Handeln angetroffen bzw. diesbezügl ich ver­

folgt wird und sich aus den objekt iven Umständen dieses Han­

delns der Verdacht einer Straftat begründen läßt.  Das sind 

meist Einzelpersonen und Personen, die in den Tei lnahmeformen 

gemäß § 22 StGB handeln und in Einzelfäl len Personen, die sich 

aufgrund ihrer Handlungen bei öffent l ichkeitswirksamen Akt io-


